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A. Sachverhalt

1. Plangenehmigungsgesuch

1.1 Gesuch

Mit Schreiben vom 5. Juli 2016 reichte die Engadin Airport AG (Gesuchstellerin),
dem Bundesamt für Zivilluftfahrt (BAZL) zuhanden des Eidgenössischen Departe
ments für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) das Gesuch für die
Befestigung eines Vorplatzes und das Aufstellen eines Zelthangars für die Luftwaffe
ein.

1.2 Beschrieb und Begründung

Das bisher zwischen den Hangars 1 und 2 jeweils temporär aufgestellte Zelt für die
Hangarierung von Flugzeugen der Luftwaffe soll neu nördlich des Hangars 3 erstellt
werden. Dafür soll ein Vorplatz von ca. 30.30 m auf ca. 45.60 m mit Schwerlastplat
ten befestigt werden. Die Platten werden — entgegen dem ursprünglichen Projekt —

auf den gewachsenen Boden gelegt. Zwischen Boden und Platten werden ein Geo
textil und eine minimale Ausgleichsschicht mit kompaktem Material eingebracht. Für
die Verankerung des Zeltes werden Punktfundamente eingebracht.

Das von der Luftwaffe gelieferte Zelt misst 20.70 m in der Breite, ist ca. 31.20 m lang
und hat eine Firsthöhe von 8.65 m. Es wird in einer Aluminiumkonstruktion errichtet.
Die Aussenverkleidung besteht aus Zeltbiachen. Es soll jeweils im Winter von ca.
Oktober bis spätestens Mai aufgestellt werden.

Der Platz und das Zelt dienen lediglich dem Abstellen und Hangarieren von Luftfahr
zeugen. Wartungsarbeiten, Enteisung oder Betankung von Flugzeugen sowie ande
re wassergefährdende Arbeiten sind auf dem Vorplatz nicht vorgesehen.

Die Gesuchstellerin verfügt über die für die Realisierung des Vorhabens nötigen
dinglichen Rechte an den betroffenen Grundstücken.

1.3 Begründung

Bis anhin wurde das Zelt jeweils während der Zeitspanne Oktober bis März für die
Hangarierung der Flugzeuge der Luftwaffe zwischen den Hangars 1 und 2 aufge
stellt. Der Platz am bisherigen Standort ist aufgrund der Anwesenheit weiterer Flug
platzbenützer sowie aus betrieblichen Gründen sehr begrenzt und wird vom Flug
platz für den eigenen Bedarf beansprucht. Um künftig über mehr Platz zu verfügen
und besser operieren zu können, soll das Zelt nördlich des Hangars 3 auf einem neu
zu erstellenden Vorplatz aufgestellt werden. Das Zelt dient in erster Linie dem Militär
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insbesondere für den Luftpolizeidienst während dem World Economic Forum (WEF).
Wenn das Zelt oder der Platz von der Luftwaffe nicht genutzt werden, stehen diese
der Gesuchstellerin für zivilaviatische Zwecke zur Verfügung.

Das Projekt dient als Übergangslösung bis zum Ausbau des Flughafens.

1.4 Gesuchsunterlagen

Mit dem Gesuch vom 5. Juli 2016 wurden folgende Unterlagen eingereicht:
— Gesuchsschteiben der Engadin Airport AG inkl. Relevanzmatrix mit allen Anga

ben gemäss Art. 27a‘ Verordnung über die Infrastruktur der Luftfahrt (VIL, SR
748.131.1), beide Dokumente vom 5. Juli 2016;

— Schreiben der Projx GmbH als Vertreterin der Infrastrukturunternehmung Regio
nalflughafen Samedan (INFRA) vom 7. Juli 2016;

— Ausgefülltes Baugesuchsformular der Gemeinde Samedan vom 24. Juni 2016;
— Katasterplan 1:2000; Plan Nr. 909-200 vom 22. Juni 2016;
— Übersichtsplan 1:1000; Plan Nr. 909-201 vom 22. Juni 2016;
— Projektplan 1:200 und 1:20; Plan Nr. 909-202 vom 22. Juni 2016;
— Baustellenkonzept vom 4. Juli 2016;

— Betriebsanweisung Luftwaffenzelt hinter Hangar 3 vom 5. Juli 2016;
— Gesuch für Brandschutzbewilligung vom 24. Juni 2016.

1.5 Koordination von Bau und Betrieb

Das Bauvorhaben hat keine Auswirkungen auf den Flugbetrieb. Das Betriebsregle
ment muss nicht geändert werden.

2. Instruktion

2.1 Anhörung

Mit Schreiben vom 15. Juli 2016 stellte das BAZL — als verfahrensleitende Behörde
für das UVEK — die Gesuchsunterlagen dem Bau-, Verkehrs- und Forstdepartement
des Kantons Graubünden (BVFD) für die kantonale Vernehmlassung zu. Zusätzlich
wurde das Gesuch dem Bundesamt für Umwelt (BAFU) zugestellt (14. Juli 2016)
und beim BAZL einer luftfahrtspezifischen Prüfung unterzogen.

Da das Gesuch im vereinfachten Verfahren behandelt wurde, erfolgte weder eine
Publikation noch eine öffentliche Auflage.

Am 20. Juli 2016 hat die Gesuchstellerin das Einverständnis der Nachbarn Arno
Lazzarini und Silvio Steiner nachgereicht.
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2.2 Stellungnahmen

Mit Schreiben vom 2. September 2016 nahm das BVFD Stellung zum Vorhaben und
reichte den Fachbericht des Amts für Natur und Umwelt (ANU) vom 1. September
2016 und die Stellungnahme der Gemeinde Samedan vom 31. August 2016 ein. Das
BAZL beurteilte das Projekt im Rahmen der luftfahrtspezifischen Prüfung vom 29.
Juli 2016.

Das BAFU nahm mit Schreiben vom 29. September 2016 Stellung zum Vorhaben.

Die Gesuchstellerin wurde am 30. September 2016 aufgefordert, sich zu den einge
gangen Stellungnahmen zu äussern.

Weil die Auflagen des ANU kombiniert eine Realisierung des Vorhabens verunmög
licht hätten, hat die Gesuchstellerin dem Umweltamt am 3. November 2016 einen
überarbeiteten Vorschlag für die Projektausführung unterbreitet. Das ANU hat der
geänderten Ausführung mit Schreiben vom 17. November 2016 zugestimmt. Das
BAFU hat der Änderung mit E-Mail vom 21. November 2016 ebenfalls zugestimmt.

2.3 Abschluss der Instruktion

Mit E-Mail vom 18. November 2016 bestätigt die Gesuchstellerin, dass sie mit den
luftfahrtspezifischen Auflagen einverstanden ist. Die Änderungen bei der Ausführung
des Vorhabens sind, wie von der Gesuchstellerin vorgeschlagen, von den Fachstel
len akzeptiert worden. Unter den gegebenen Umständen kann auf das Einholen von
Schlussbemerkungen verzichtet werden.

Mit der Stellungnahme des BAFU vom 21. November 2016 wurde das Instruktions
verfahren geschlossen.
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B. Erwägungen

Formelles

1.1 Zuständigkeit

Es werden in erster Linie militärische Flugzeuge im Zeithangar eingestellt. Wenn die
Luftwaffe das Zelt nicht benötigt, kann es jedoch für zivilaviatische Zwecke genutzt
werden. Darüber hinaus wird die neue Vorplatzfläche ebenfalls einer zivilen Verwen
dung offen stehen. Aus diesem Grund wird das Vorhaben als zivile Anlage behan
delt.

Das Zelt und der Vorplatz dienen dem Betrieb des Flughafens und sind daher Flug
platzanlagen gemäss Art. 2 VIL. Gemäss Art. 37 Abs. 1 und 2 des Luftfahrtgesetzes
(LFG; SR 748.0) ist bei Flughäfen das UVEK für die Plangenehmigung zuständig.

1.2 Verantwortung des Flugplatzhalters

Art. 3 Abs. 1 VIL besagt unter anderem, dass Flugplätze so ausgestaltet, organisiert

und geführt sein müssen, dass der Betrieb geordnet und die Sicherheit für Personen

und Sachen [...J stets gewährleistet ist. Der Inhaber der Betriebskonzession hat für
die dazu erforderliche Infrastruktur zu sorgen; die Verantwortung für einen sicheren
Betrieb liegt in jedem Fall beim Konzessionsinhaber (Art. 10 Abs. 1 VIL).

1.3 Zu berücksichtigendes Recht

Das Plangenehmigungsverfahren richtet sich nach den Art. 37—37i LFG und den
Bestimmungen der VIL, insbesondere deren Art. 27a—27f. Mit der Plangenehmigung
werden sämtliche nach Bundesrecht erforderlichen Bewilligungen erteilt (Art. 37
Abs. 3 LFG). Kantonale Bewilligungen und Pläne sind nicht erforderlich. Das kanto
nale Recht ist zu berücksichtigen, soweit es den Bau und Betrieb des Flugplatzes
nicht unverhältnismässig einschränkt (Art. 37 Abs. 4 LFG).

1.4 Verfahren

Nach Art. 37b LFG ist das ordentliche Verfahren durchzuführen, sofern nicht die Vo
raussetzungen für das vereinfachte nach Art. 371 LFG erfüllt sind. Letzteres gelangt
zur Anwendung, wenn das Vorhaben örtlich begrenzt ist und nur wenige, eindeutig
bestimmbare Betroffene auszumachen sind. Zudem darf die Änderung das äussere
Erscheinungsbild der Flugplatzanlage nicht wesentlich verändern, keine schutzwür
digen Interessen Dritter berühren und sich nur unerheblich auf Raum und Umwelt
auswirken.
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Mit der temporären Befestigung des Bodens und dem periodischen Aufstellen eines

Zelts wird das äussere Erscheinungsbild des Flughafens Samedan nicht wesentlich
verändert. Vom Projekt sind zudem keine schutzwürdigen Interessen Dritter betrof

fen. Aus diesen Gründen gelangt das vereinfachte Verfahren nach Art. 371 LFG zur
Anwendung.

2. Materielles

2.7 Umfang der Prüfung

Aus Art. 27d VIL folgt, dass das Projekt den Zielen und Vorgaben des Sachplans In

frastruktur der Luftfahrt (SIL) zu entsprechen hat sowie die Anforderungen nach
Bundesrecht erfüllt, namentlich die luftfahrtspezifischen und technischen Anforde
rungen sowie diejenigen der Raumplanung, des Umwelt-, Natur- und Heimatschut

zes. Gestützt auf Art. 27d Abs. 2 VIL sind auf kantonales Recht gestützte Anträge zu
berücksichtigen, soweit dadurch der Betrieb oder der Bau des Flugplatzes nicht
übermässig behindert wird.

2.2 Begründung

Die Begründung für das Vorhaben liegt vor (vgl. dazu oben unter A. 1.2).

2.3 Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt

Mit den Vorhaben wird die Möglichkeit für das Abstellen und Hangarieren von Luft-
fahrzeugen verbessert. Das Vorhaben steht den Zielen und Vorgaben des SIL

Objektblatts für den Flughafen Samedan vom 30. Januar 2002 nicht entgegen.

2.4 Allgemeine Auflagen

Für die Ausführung und den Betrieb dieser Anlage sind die für Flugplätze bestehen
den Normen und Empfehlungen der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation

(ICAO) zu beachten.

Das Aufstellen sowie der Betrieb der Anlage haben nach den genehmigten Unterla

gen zu erfolgen. Wesentliche Änderungen sind dem UVEK zu melden und dürfen
nur mit dessen Zustimmung vorgenommen werden.

Beginn und Abschluss der Arbeiten sind dem UVEK zuhanden des BAZL, Sektion

Sachplan und Anlagen, jeweils innerhalb von zehn Tagen im Voraus bzw. nach Ab
schluss der Arbeiten schriftlich mitzuteilen (lesa@bazl.admin.ch).
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2.5 Luftfahrtspezifische Anforderungen

Gemäss Art. 3 Abs. Ibis VIL sind die Normen und Empfehlungen der Internationalen
Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) in den Anhängen 3, 4, 10, 11, 14 und 15 zum
Übereinkommen vom 7. Dezember 1944 (SR 0.748.0) über die internationale Zivil
luftfahrt (ICAO-Anhänge) für Flugplätze unmittelbar anwendbar.

Art. 9 VIL bestimmt, dass das BAZL eine luftfahrtspezifische Projektprüfung vor
nimmt. Diese erfolgte am 29. Juli 2016 und wurde im Hinblick auf die oben genann

ten Bestimmungen durchgeführt. Die Auflagen aus der luftfahrtspezifischen Prüfung
beziehen sich auf folgende Bereiche:

— eigenständiges Rollen von Luftfahrzeugen auf dem neuen Vorplatz;
— Inspektion und Nutzung des neuen Vorplatzes;

— Baustelle und Baugeräte;

— Publikationen.

Mit E-Mail vom 18. November 2016 zeigte sich die Gesuchstellerin mit den Auflagen
aus der luftfahrtspezifischen Prüfung einverstanden.

Die Auflagen werden im Dispositiv aufgenommen.

2.6 Umweltschutz

In ihren ursprünglichen Stellungnahmen verlangten das BVFD bzw. das ANU, dass
ein undurchlässiger Bodenbelag auf dem gewachsenen Boden erstellt werde. Zu
dem wurden für den ausgehobenen und verschobenen Boden ein Entsorgungskon
zept und Bodenuntersuchungen sowie für das anfallende Abwasser ein Entsor
gungskonzept verlangt.

Gemäss dem neu ausgearbeiteten Ausführungsprojekt werden die Schwerlastplatten
auf den gewachsenen Boden gelegt. Zwischen Boden und Platten werden ein Geo
textil und eine minimale Ausgleichsschicht mit kompaktem Material eingebracht. Für
die Verankerung des Zeltes werden Punktfundamente eingebracht. Auf dem neuen
Vorfeld sind wassergefährdende Arbeiten wie Wartung, Enteisung oder Betankung
von Flugzeugen u. Ä. nicht vorgesehen und in der Genehmigung werden sie aus
drücklich untersagt. Es wird kein Boden verschoben, es fällt kein Schmutzwasser an
und das Regenwasser versickert im Boden. Unter diesen Umständen kann auf ein
Entwässerungs- und Entsorgungskonzept sowie auf Bodenuntersuchungen verzich
tet werden.

Die Gesuchstellerin müsste seit mehreren Jahren ein Entwässerungskonzept einrei
chen und Sanierungsmassnahmen umsetzen. Wegen der unklaren baulichen Ent
wicklung wurden dem Flughafen mehrere Fristverlängerungen für das Einreichen
des Konzepts gewährt. Die INFRA hat im Schreiben vom 3. November 2016 an das



UVEK; 361 .21-LSZS/0001 3 Befestigter Vorplatz und Zeithangar für Luftwaffe Seite 8/13

ANU mitgeteilt, dass sie den generellen Entwässerungsplan im Jahre 2017 parallel
zum Studienauftrag für den Ausbau des Flughafens überarbeiten und aktualisieren
werde, so dass dringliche Sanierungsmassnahmen im Bereich Gewässerschutz in
Absprache mit der Vollzugsbehörde ab Sommer 2017 umgesetzt werden können.

Mit jedem Ausbauvorhaben steigt die Notwendigkeit und Dringlichkeit der Umset
zung von Sanierungsmassnahmen. Deshalb kann die Vollzugsbehörde die Verwen
dung des neuen Vorplatzes untersagen, falls die Gesuchstellerin ihren Verpflichtun
gen bei der Umsetzung der Gewässerschutzmassnahmen nicht zeitgerecht nach
kommt.

Durch Auflagen wird sichergestellt, dass das Vorhaben entsprechend dem neu aus
gearbeiteten Ausführungsprojekt erstellt wird.

2.7 Zeitliche Befristung

Das Vorhaben wird ausdrücklich als provisorische Lösung beantragt und soll mit der
Realisierung der vorgesehenen Flughafenbauten (Zeithorizont 2020) wieder entfernt
werden. Dies wird in den Auflagen festgehalten.

2.8 Vollzug

Die kantonalen und kommunalen Stellen sind befugt, die von ihnen beantragten Auf
lagen sowie die Ausführung des Vorhabens zu kontrollieren. Im Fall von Uneinigkei
ten zwischen den Fachstellen und der Gesuchstellerin ist das UVEK anzurufen, wel
ches entscheidet.

2.9 Fazit

Das Gesuch erfüllt die gesetzlichen Anforderungen. Die Plangenehmigung kann mit
den beantragten Auflagen erteilt werden.

3. Gebühren

Die Gebühren für die Plangenehmigung richten sich nach der Gebührenverordnung
des BAZL (GebV-BAZL; SR 748.112.11), insbesondere nach deren Art. 3, 5 und 49
Abs. 1 lit. d. Die Gebühr für den vorliegenden Entscheid wird gemäss Art. 13 GebV
BAZL mit einer separaten Gebührenverfügung erhoben; diese umfassen auch allfäl
lige Gebühren anderer Bundesstellen (z. B. BAFU).

Die Gebühren für die Aufsicht über die verfügten Auflagen werden gesondert erho
ben.
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4. Unterschriftsberechtigung

Nach Art. 49 des Regierungs- und Verwattungsorganisationsgesetzes (RVOG; SR
172.010) kann die Departementsvorsteherin ihre Unterschriftsberechtigung in zum
Voraus bestimmten Fällen auf bestimmte Personen übertragen. Die ermächtigten
Personen unterschreiben im Namen der Departementsvorsteherin. Mit Verfügung
vom 18. Dezember 2013 hat die Departementsvorsteherin die Direktionsmitglieder
des BAZL ermächtigt, Plangenehmigungsverfügungen gemäss Art. 37 Abs. 2 Bst. a
LFG in ihrem Namen zu unterzeichnen.

5. Eröffnung und Mitteilung

Diese Verfügung wird der Gesuchstellerin eröffnet. Dem BAFU, BVFD, ANU sowie
der Gemeinde Samedan und der INFRA wird sie zugestellt.
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C. Verfügung

Das Gesuch der Engadin Airport AG für die Errichtung eines befestigten Vorpiatzes

und das Aufstellen eines Zeithangars wird genehmigt.

1. Vorhaben

1.1 Gegenstand

Befestigen eines Vorpiatzes von ca. 30.30 m auf ca. 45.60 m mit Schwerlastplatten

und Aufstellen eines Zeltes von 20.70 m Breite, 31.20 m Länge und einer Firsthöhe
von 8.65 m.

1.2 Standort

Flughafen Samedan, Flughafenperimeter, Parzellen-Nr. 1341 Samedan.

1.3 Massgebende Unterlagen

— Gesuchsschreiben der Engadin Airport AG inkl. Relevanzmatrix mit allen Anga
ben gemäss Art. 27a Verordnung über die Infrastruktur der Luftfahrt (VIL, SR
748.131 .1), beide Dokumente vom 5. Juli 2016;

— Schreiben der Projx GmbH als Vertreterin der INFRA vom 7. Juli 2016;
— Ausgefülltes Baugesuchsformular der Gemeinde Samedan vom 24. Juni 2016;
— Katasterplan 1:2000; Plan Nr. 909-200 vom 22. Juni 2016;

— Übersichtsplan 1:1000; Plan Nr. 909-201 vom 22. Juni 2016;

— Projektplan 1:200 und 1:20; Plan Nr. 909-202 vom 22. Juni 2016;
— Baustellenkonzept vom 4. Juli 2016;

— Betriebsanweisung Luftwaffenzelt hinter Hangar 3 vom 5. Juli 2016;

— Gesuch für Brandschutzbewilligung vom 24. Juni 2016.

2. Auflagen

2.1 Allgemeine Auflagen

2.1 .1 Für die Ausführung und den Betrieb dieser Anlage sind die für Flugplätze bestehen
den Normen und Empfehlungen der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation
(ICAO) zu beachten.
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2.1.2 Das Aufstellen sowie der Betrieb der Anlage haben nach den überarbeiteten und

genehmigten Unterlagen zu erfolgen. Wesentliche Änderungen sind dem UVEK zu

melden und dürfen nur mit dessen Zustimmung vorgenommen werden.

2.1.3 Beginn und Abschluss der Arbeiten sind dem UVEK zuhanden des BAZL, Sektion
Sachplan und Anlagen, jeweils innerhalb von zehn Tagen vor Beginn bzw. nach Ab

schluss der Arbeiten schriftlich mitzuteilen (lesa@bazl.admin.ch).

2.1.4 Die kantonalen und kommunalen Stellen sind befugt, die von ihnen beantragten Auf

lagen sowie die Ausführung des Vorhabens zu kontrollieren. Im Fall von Uneinigkei

ten zwischen den Fachstellen und der Gesuchstellerin ist das UVEK anzurufen, wel

ches entscheidet.

2.2 Luftfahrtspezifische Anforderungen

2.2.1 Im Bereich der Schwerlastplatten ist kein eigenständiges Rollen von Luftfahrzeugen

zulässig. Die Luftfahrzeuge sind entsprechend vom bestehenden Apron in den

Zelthangar und umgekehrt zu ziehen.

2.2.2 Der neu erstellte Vorplatz ist in die mindestens täglich durchzuführende Inspektion

der Bewegungsflächen zu integrieren. Im Bereich der Schwerlastplatten ist ein Hö

henunterschied von maximal 3.5 cm akzeptabel. Andernfalls ist die betroffene Ab
stellfläche zu sperren.

2.2.3 Es ist während den Bauarbeiten auf eine Höhenbeschränkung der Baufahrzeuge

und -geräte aufgrund der seitlichen Übergangsfläche zu achten. Sind für gewisse

Bauabläufe höhere Baugeräte erforderlich, haben diese ausserhalb der Betriebszei

ten stattzufinden, bzw. der Flugbetrieb ist vorübergehend einzustellen.

2.2.4 Der Baustellenperimeter ist in geeigneter Form zu markieren. Die im Baustellenkon

zept beschriebenen Massnahmen sind strikte anzuwenden.

2.2.5 Falls die Baustellenzufahrt über Flugbetriebsflächen führt, ist insbesondere auf die

vom Werkverkehr möglicherweise verursachte Verschmutzung der Flugbetriebsflä

chen zu achten. Die betroffenen Fahrer sind diesbezüglich zu schulen sowie allen

falls zu begleiten.

2.2.6 Betriebsänderungen oder -einschränkungen aufgrund der Baustellen sind entspre
chend frühzeitig per NOTAM zu publizieren.

2.3 Umweltschutz

2.3.1 Die Schwerlastplatten sind auf ein Geotextil und eine Ausgleichsschicht auf den ge

wachsenen Boden zu legen.
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2.3.2 Auf dem neuen Vorpiatz sind wassergefährdende Arbeiten wie Wartungen, Entei
sung oder Betankung von Flugzeugen u. Ä. untersagt.

2.4 Zeitliche Befristung

2.4.1 Die Vollzugsbehörde kann die Verwendung des neuen Vorpiatzes untersagen, falls
die Gesuchstellerin ihren Verpflichtungen bei der Umsetzung der Gewässerschutz
massnahmen nicht zeitgerecht nachkommt.

2.4.2 Der Vorpiatz ist mit der Realisierung der neuen Flughafenbauten (Zeithorizont 2020)
zu entfernen.

3. Gebühren

Die Gebühr für diese Verfügung wird nach Zeitaufwand erhoben und der Gesuch
stellerin auferlegt. Sie wird ihr mit separater Gebührenverfügung des BAZL eröffnet.

Die Gebühren für die Aufsicht über die verfügten Auflagen werden gesondert erho
ben.

4. Eröffnung und Mitteilung

Diese Verfügung wird eröffnet (per Einschreiben):
— Engadin Airport AG, Plazza Aviatica 2, 7503 Samedan

Diese Verfügung wird zur Kenntnis zugestellt (mit einfacher Post):
— Bundesamt für Umwelt (BAFU), 3003 Bern

— Bau-, Verkehrs- und Forstdepartement, Stadtgartenweg 11, 7000 Chur
— Amt für Natur und Umwelt, Gürtelstrasse 89, 7001 Chur
— Gemeindeverwaltung Samedan, Plazzet 4, 7503 Samedan
— Infrastrukturunternehmung Regionalflughafen Samedan, 7503 Samedan

Eidgenössisches Departement für

Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation

handelnd durch das Bundesamt für Zivilluftfahrt

iv 77,
Christian Hegner

Direktor
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Rechtsmittelbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innert 30 Tagen seit der Eröffnung beim Bundesver
waltungsgericht, Postfach, 9023 St. Gallen, Beschwerde erhoben werden. Die Be
schwerdefrist beginnt bei persönlicher Eröffnung an die Parteien an dem auf die
Eröffnung folgenden Tag zu laufen. Die Frist steht still vom 18. Dezember bis und
mit 2. Januar.

Die Beschwerde ist in einer Amtssprache abzufassen und hat die Begehren, deren
Begründung mit Angabe der Beweismittel und die Unterschrift der Beschwerdeführer
zu enthalten. Die angefochtene Verfügung und die als Beweismittel angerufenen Ur
kunden sind beizulegen. Ferner ist die Vollmacht einer allfälligen Vertreterin oder ei
nes allfälligen Vertreters beizulegen.


